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Stellungnahme zur Konsultation der Verordnung über Anzeigen von
Versicherungsunternehmen und Pensionsfonds zu Ausgliederung
von Funktionen und Tätigkeiten (BaFin-Konsultation 2f |2O2t)

Zu dem Referentenentwurf über die Anzeigen und die Vorlage von Unterla-

gen nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz (nachfolgend : VAGAnzV-E) ha-

ben wir folgende grundsätzliche Anmerkungen:

E u ropa rechtskonfo rm ität

Die vorgesehenen Regelungen sollen Artikel 49 der Richtlinie 2OO9|LB/EG

("Solva II-RL") konkretisieren (Begründung S. B, V.). Art, 49 Solva II-RL

enthält aber keine Mitgliedstaatenoption für eine derartige nationale Konkre-

tisierungsbefugnis. Die Frage der Konkretisierungsbefugnis regelt aus-

schließlich Art. 50 Solva II-RL. Diese Regelung sieht eine Konkretisierungs-
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kompetenz ausschließlich für die Europäische Kommission mittels Delegierter Rechtsakte vor,

die durch entsprechende Technische Regulierungsstandards der EIOPA vorbereitet werden,

Die Mitgliedstaaten und deren Aufsichtsbehörden besitzen daher keine Befugnis zur einer

Ausweitung oder Verschärfung der versicherungsaufsichtsrechtlichen Vorgaben zum Outsour-

cing (=4Ltrgliederung) im Weg der Konkretisierung. Die unionsrechtlich eingeräumte Kompe-

tenz für die Europäische Kommission dient explizit einer "gleichmäßigen Harmonisierung" in

diesem Bereich (so Art. 50 Abs. 2 Satz 1 Solva II-RL). Dieses Ziel der Vereinheitlichung im

Bereich des Outsourcings würde durch nationale Konkretisierungsregelungen in einzelnen Mit-

gliedstaaten unterlaufen.

Ermächtigungsinhalt

Nach 5 34 Abs. 3 Satz 1 VAG ist das Bundesministerium der Finanzen ermächtigt, durch

Rechtsverordnung nähere Bestimmungen über die nach diesem Gesetz, also dem VAG, vor-

gesehenen Anzeigen der Ausgliederungen von Funktionen und Versicherungstätigkeiten zu

erlassen. Die in g 47 Nr. B und Nr. 9 VAG normierten Anzeigepflichten betreffen ausschließlich

"wichtige" Ausgliederungen. Diese gesetzliche Einschränkung gilt auch im Fall der Subdele-

gation der Ermächtigung an die BaFin nach $ 34 Abs. 3 Satz 2 VAG.

Diese Beschränkung sollte zur Klarstellung in den Wortlaut von $ 2 Abs. 1 und von $ 3 Abs.

I VAGAnzV-E aufgenommen werden. Die obligatorische Berücksichtigung des Wichtigkeitskri-

teriums führt außerdem dazu, dass einzelne Elemente der vorgesehenen Anzeigepflichten

entfallen können. Denn wenn nur wichtige Vorgänge anzeigepflichtig sind, ergibt sich bereits

aus der Anzeige selbst, dass nach der Einschätzung der Unternehmen eine wichtige Ausglie-

derungvorliegt. Dahersind jedenfalls$ 2Abs. 1Nr. 10, Nr. 11 und Nr. l3VAGAnzV-Eobsolet.

Versicherungsaufsichtsrechtliche Anzeigepflichten der Unternehmen gegenüber der Aufsichts-

behörde bezwecken nach der gesetzgeberischen Wertung für das VAG die frühzeitige Infor-
mation der BaFin bezüglich nicht genehmigungsbedürftiger Vorgänge im Rahmen der Tätig-

keitsaufsicht (BT-Drucks. L7/6959, S. 68). Auch die unionsrechtlichen Motive zeigen, dass es

bei Anzeigepflichten nur darum geht, dass die BaFin über die Tatsache des Outsourcings un-

terrichtet wird (Erwägungsgrund 37 Satz 2 zur Solva II-RL). Die Anzeigen dienen also aus-

schließlich der Information über Tatsachen, so dass in diesem Rahmen keine Begründungen,

Einschätzungen oder Erläuterungen der Unternehmen gefordert werden können, wie sie für
genehmigungsbedürftige Vorgänge erforderlich wären. Das betrifft z.B. die überschießenden

Inhalte in $ 1Abs. 1 Nr. 7, Nr. 10, Nr. 11, Nr. l3und Nr. 18 VAGAnzV-E.
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Verhältnismäßigkeit

Nach 5 296 Abs. 2 VAG gilt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit des Verwaltungshandelns

entsprechend, soweit die BaFin zum Erlass von Rechtsverordnungen ermächtigt wird, Daher

setzen die Inhalte des Entwurfs nicht nur voraus, dass die Inhalte der Anzeige geeignet, also

für die BaFin hilfreich und interessant sind. Voraussetzung ist vielmehr, dass die Inhalte der

Anzeigen für die BaFin tatsächlich erforderlich sind. Vor diesem Hintergrund ist eine Reihe der

geplanten Inhalte nicht verhältnismäßig. Das gilt vor allem für Inhalte, die sich bereits aus

den übermittelten Vertragstexten selbst ergeben, etwa die vorgesehenen Inhalte in $ 2 Abs.

1 Nr. 2, Nr. 3, Nr. 6 und Nr, 15 VAGAnzV-E. Gleiches gilt für die nachträgliche Erfassung der

Verträge nach g 6 VAGAnzV-E; denn die entsprechenden Inhalte sind der BaFin ebenfalls

bereits bekannt. Die Unternehmen sind keine (unbezahlten) Verwaltungshelfer der BaFin, auf

die im Rahmen von Anzeigepflichten originär behördliche Aufgaben übertragen werden kön-

nen.

Einen wesentlichen Aspekt der Verhältnismäßigkeit stellen die mit der geplanten Regelung

ausgelösten Kosten, genauer der interne Aufwand und die externen Kosten dar. Der Hinweis

auf Seite 2 der Begründung zum Referentenentwurf, dass die entsprechenden Kosten bereits

im Rahmen des FISG berücksichtigt worden sein sollen, genügt für eine Rechtfertigung ihrer

Verhältnismäßigkeit nicht. Denn die eigentlichen Kosten werde erst durch den konkreten In-

halt der geplanten Verordnung ausgelöst und können erst auf diese Basis adäquat bewertet

werden. Hinzu kommt, dass hier nicht nur der unmittelbare eigene Aufwand der Unternehmen

eine Rolle spielt, sondern dass zugleich die mittelbaren externen Kosten zu berücksichtigen

sind; diese werden etwa durch die Prüfung derAnzeigepflichten, einschließlich der Einhaltung

der Vorgaben der künftigen VAGAnzV, im Rahmen der Abschlussprüfung ausgelöst (5 35 Abs.

1 Nr. l VAG).

Dr, Jürgen Bürkle
-Rechtsanwalt-
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